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Max Mustermann Vermittler:
Musterstraße 1
12345 Musterstadt

I. Basisinformationen, Annahmen

Produkt

Art des Finanzintruments

unterstellte Haltedauer

unterstellter Anlagebetrag 10.000 EUR

II. Aufstellung der Kostenpositionen und Vertriebsvergütungen (Zuwendungen) bezogen auf den Anlagebetrag

Einstiegskosten (einmalig) EUR % 1)

  Dienstleistungskosten 425,00 4,25%

 hiervon Zuwendung an den Vermittler 4,25% (425,00 EUR)

  Produktkosten 205,95 2,06%

 davon Vertriebsprovision 0,00 0,00%

 davon Konzeptionsvergütung 200,00 2,00%

 davon Einrichtung Mittelverwendungskontrolle 5,95 0,06%

Laufende Kosten (p.a.) EUR %

  Dienstleistungskosten 0,00 0,00%

  Produktkosten 74,50 0,75%

     davon Zuwendung an den Vermittler 0,0% 0,00 EUR

Ausstiegskosten (Ablauf der Laufzeit der Vermögensanlage)2) EUR %

  Dienstleistungskosten 0,00 0,00%

  Produktkosten 0,00 0,00%

 davon Zuwendung an den Vermittler 0,0% 0,00 EUR

III. Kostenzusammenfassung bei einer Laufzeit von 3 Jahren und 7 Monaten bezogen auf den Anlagebetrag

EUR %

Dienstleistungskosten 425,00 4,25%

Produktkosten 477,70 4,78%

Gesamtkosten für die gesamte Laufzeit 902,70 9,03%

 davon Zuwendung an den Vermittler 4,25% (425,00 EUR)

IV. Auswirkungen der Kosten auf die Rendite bezogen auf den Anlagebetrag

EUR %

1. Jahr 705,45 7,05%

im 2. Jahr 74,89 0,749%

im 3. Jahr 75,29 0,753%

im letzten Jahr 3) 47,07 0,471%

Gesamtkosten für die gesamte Laufzeit 902,70 9,03%
Durchschnittliche Gesamtkosten pro Jahr 240,72 2,41%

V. Hinweise und Erläuterungen

1) Kosten in % des unterstellten Anlagebetrags.
2) Bei einer rechtlichen Eigentumsübertragung der Namensschuldverschreibung an einen Dritten fällt eine Übertragungsgebühr der Buss Investor 
Services von 125 Euro zzgl. Umsatzsteuer an und ist vom Anleger zu tragen.

Anlage im Sinne des § 1 Absatz 2 Nr. 6 Vermögensanlagengesetz in Form einer 
Namensschuldverschreibung mit qualifiziertem Rangrücktritt und vorinsolvenzlicher 
Durchsetzungssperre

3 Jahre und 7 Monate

Vorstehende Tabelle veranschaulicht exemplarisch die kumulative Wirkung der Kosten auf die Rendite der
Anlage. Die Darstellung enthält keine Aussagen über die Höhe der Rendite selbst. Da der Anlagebetrag, die
Zinshöhe sowie der Rückzahlungsbetrag vertraglich fixiert sind, hat die Kostenstruktur der Vermögensanlage
weder bei positiver noch negativer Kostenentwicklung eine direkte Auswirkung auf die Rendite der Anlage. Der
Vertriebspartner sollte die Darstellung unbedingt plausibilisieren, bevor er diese an Endkunden weiterreicht.
Eine Haftung der Buss Capital Invest GmbH für das Dokument, welches dem Kunden auszuhändigen ist, ist
ausgeschlossen.

Buss Container 80 - EUR-Zinsinvestment

Kosteninformation gemäß § 63 WpHG

Gegenstand dieses Dokuments ist die gesetzlich vorgeschriebene Information vor Geschäftsabschluss über die voraussichtlichen Kosten bezogen auf 
einen unterstellten Anlagebetrag. Bei den Daten handelt es sich um Schätzungen auf der Grundlage von Annahmen. Die tatsächlichen Kosten 
können hiervon abweichen. Die Smartbroker AG hat die Richtigkeit und Plausibilität der angenommen Werte nicht überprüft.

Smartbroker AG
Ritterstraße 11
10969 Berlin
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2. Aufsichtsbehörde
 Eine Aufsichtsbehörde für die Emittentin und die Anbieterin besteht 

nicht.

3. Wesentliche Merkmale und Zustandekommen des Vertrags
 Die Emittentin bietet im Rahmen der Vermögensanlage Namens-

schuldverschreibungen mit qualifiziertem Rangrücktritt und einer 
fest vereinbarten Verzinsung zum Erwerb an. Durch Unterzeich-
nung der Investitionserklärung und den Zugang der Annahmeer-
klärung durch den von der Emittentin hierfür bevollmächtigten 
Dienstleister erwirbt der Anleger von der Emittentin begebene Na-
mensschuldverschreibungen mit qualifiziertem Rangrücktritt und 
vorinsolvenzrechtlicher Durchsetzungssperre auf Grundlage der im 
Verkaufsprospekt auf Seite 155 ff. abgedruckten Bedingungen der 
Buss-Namensschuldverschreibung. Der Anleger wird nachrangiger 
Gläubiger der Emittentin und erwirbt Ansprüche gegen die Emitten-
tin auf Zahlung von Zinsen in Höhe von 5,25 % p.a., und auf Rück-
zahlung des gezahlten Erwerbspreises zum Ende der Laufzeit der 
Namensschuldverschreibungen.

 Mit dem Zugang der von dem Anleger unterzeichneten und vollstän-
dig ausgefüllten Investitionserklärung bei der Emittentin wird die 
auf Erwerb einer Namensschuldverschreibung gerichtete Erklärung 

des Anlegers bindend. Der Zeichnungsvertrag zwischen dem Anle-
ger und der Emittentin und damit der Erwerb der Namensschuldver-
schreibung durch den Anleger werden jedoch erst wirksam, wenn 
das Zeichnungsangebot des Anlegers durch die Emittentin oder den 
von ihr hierfür bevollmächtigten Dienstleister angenommen wurde 
und diese Annahmeerklärung (samt Zahlungsaufforderung) bei dem 
Anleger eingegangen ist. Die Namensschuldverschreibungen sind 
und werden nicht verbrieft. Eine Nachschusspflicht der Anleger be-
steht nicht.

4. Mindestlaufzeit des Vertrags/Laufzeit der Vermögensanlagen  
und Kündigungsregelungen

 Die Laufzeit der Vermögensanlage kann 2,9 Jahre bis 3,6 Jahre und 
40 Kalendertage betragen (abhängig vom Zeitpunkt der vollständi-
gen Einzahlung des Erwerbspreises) und beginnt für jeden Anleger 
individuell einen Tag nach dem Tag, an dem die vollständige Ein-
zahlung des Erwerbspreises auf dem Konto der Emittentin erfolgt 
ist, frühestens jedoch am 18. Kalendertag nach Annahme der In-
vestitionserklärung. Die Laufzeit der Vermögensanlage endet 40 Ka-
lendertage nach dem Ende der Laufzeit der Namensschuldverschrei-
bung. Die Namensschuldverschreibung hat eine feste Laufzeit bis 
zum 31. Oktober 2027. 

Emittentin
Buss Container Finance 4 GmbH & Co. KG, Bei dem Neuen Krahn 2, 20457 Hamburg (Deutschland), eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Hamburg unter HRA 129873, Telefon 040 3198-3000, Telefax 040 3198-3030, vertreten durch ihre Komplementärin und 
geschäftsführende Gesellschafterin, die Buss Capital Invest Management GmbH (Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 160535), 
ansässig ebendort, diese wiederum vertreten durch ihre einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführer Dr. Johann Killinger, Dr. Dirk Bal-
deweg und Marc Nagel (geschäftsansässig ebendort).

Hauptgeschäftstätigkeit der Emittentin ist die Ausreichung von qualifiziert nachrangig gestalteten Darlehen an Gesellschaften, die im Bereich 
des Containerverkehrs und/oder der Transportlogistik tätig sind (nachfolgend auch „Zielgesellschaften“) sowie das Halten, Verwalten und Ver-
werten der entsprechenden Investitionen sowie die Ausgabe von Namensschuldverschreibungen mit qualifiziertem Rangrücktritt zur teilweisen 
Finanzierung der Investitionen. Die Zielgesellschaften sollen mittelbar oder unmittelbar in Container oder Transportequipment investiert sein.

Verbraucherinformationen gemäß § 312 d Abs. 2 BGB in Verbindung mit Artikel 246b EGBGB (Stand: 16.10.2021)
(nachfolgend „Verbraucherinformationen1)“ genannt)

1. Identität, ladungsfähige Anschrift, Vertretungsberechtigte und Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers sowie andere für die Geschäfts-
beziehung mit dem Anleger maßgebliche Personen

Anbieterin und Prospektverantwortliche, Verwaltung der Vermögensanlage 
Buss Capital Invest GmbH, Bei dem Neuen Krahn 2, 20457 Hamburg (Deutschland), eingetragen im Handelsregister des Amtsgericht 
Hamburg unter HRB 159263, Telefon 040 3198-3000, Telefax 040 3198-3030, Internet: www.buss-capital-invest.de, vertreten durch ihre 
einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführer Dr. Johann Killinger, Dr. Dirk Baldeweg und Marc Nagel (geschäftsansässig ebendort).

Hauptgeschäftstätigkeit der Anbieterin sind Konzeption und die Vermittlung von Kapitalanlagen und Finanzierungen, sowie die Erbringung 
damit verbundener Dienstleistungen.

Administrative Anlegerbetreuung 
Buss Investor Services GmbH, Bei dem Neuen Krahn 2, 20457 Hamburg (Deutschland), eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
Hamburg unter HRB 121571, Telefon 040 3198-1770, Telefax 040 3198-1719, Internet: www.buss-investor-services.de, vertreten durch 
ihren einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführer Stefan Krueger (geschäftsansässig ebendort).

Hauptgeschäftszweck der Buss Investor Services GmbH ist die Erbringung von Dienstleistungen für ausländische Gesellschaften, insbesondere 
die Erstellung von deutschsprachigen Berichten und sonstigen Unterlagen für Investoren. Ausgenommen sind erlaubnispflichtige Geschäfte.

Name und Anschrift des Vermittlers
Die Angaben über den gegenüber dem Anleger auftretenden Anlagevermittler finden sich auf der Investitionserklärung oder können bei 
der Buss Capital Invest GmbH erfragt werden.

1) Im Rahmen der Verbraucherinformationen gelten die Definitionen aus dem Verkaufsprospekt vom 23. Februar 2024

http://www.buss-capital-invest.de
http://www.buss-investor-services.de
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 Die Emittentin ist nach freiem Ermessen berechtigt, die Namens-
schuldverschreibung – ganz oder teilweise – gegenüber allen Anle-
gern im gleichen Verhältnis mit einer Kündigungsfrist von mindes-
tens sechs Monaten jeweils zum Ablauf eines jeden Kalendermonats 
ordentlich zu kündigen, frühestens jedoch zum 30. November 2026. 
Eine Vorfälligkeitsentschädigung ist nicht zu entrichten. Die Laufzeit 
der Vermögensanlage beträgt somit für jeden Anleger mindestens 
24 Monate und erfüllt damit die gesetzliche Laufzeit gemäß § 5a 
Vermögensanlagengesetz von mindestens 24 Monaten.

5. Leistungsvorbehalt
 Das Angebot erfolgt ausschließlich in Deutschland. Die Zeichnungs-

frist beginnt am ersten Werktag nach der Veröffentlichung des 
Verkaufsprospekts und endet mit dem Erreichen des (ggf. erhöhten) 
Emissionsvolumens oder spätestens mit Ablauf des 30. November 
2024 (nachfolgend „Zeichnungsphase“ genannt). Die Emittentin ist 
jederzeit berechtigt, die Zeichnungsphase durch Bekanntgabe auf 
Ihrer Internetseite www.buss-capital-invest.de vorzeitig ohne wei-
tere Voraussetzungen zu beenden.

 Die Emittentin ist im Fall der ausbleibenden oder nicht vollständigen 
Zahlung des Erwerbspreises nach einer einmaligen Zahlungserinne-
rung mit einer Zahlungsfrist von 10 Bankarbeitstagen nach freiem 
Ermessen berechtigt, die Zeichnung der Namensschuldverschrei-
bung rückabzuwickeln (d.h. dem Anleger den insoweit gezahlten 
Erwerbspreis unverzinst zurückzuzahlen) oder die Namensschuld-
verschreibung auf den insoweit eingezahlten Erwerbspreis herabzu-
setzen, soweit der Betrag mindestens 10.000 Euro beträgt und ohne 
Rest durch 1.000 teilbar ist.

 Vom Erwerb einer Namensschuldverschreibung als Anleger sind die 
in § 8 der NSV-Bedingungen aufgeführten natürlichen Personen 
und Rechtsträger ausgeschlossen. Hierbei handelt es sich insbeson-
dere um natürliche Personen, die nicht ausschließlich in der Bun-
desrepublik Deutschland unbeschränkt einkommensteuerpflichtig 
sind oder Rechtsträger, die nicht ausschließlich in der Bundesrepu-
blik Deutschland ansässig (unbeschränkt steuerpflichtig) sind und/
oder an dem ein Rechtsträger beteiligt ist, der in den USA bzw. nach 
US-amerikanischem Recht gegründet wurde bzw. seinen Sitz in den 
USA hat und/oder an dem ein Rechtsträger oder eine vom Erwerb 
ausgeschlossene natürliche Person unmittelbar oder mittelbar zu 
mehr als zehn Prozent (Stimmrechte oder Nennkapital) an den Ge-
winnen oder Trusterträgen beteiligt ist.

6. Gesamtpreis der Vermögensanlage und gegebenenfalls zusätzlich 
anfallende Steuern und Kosten

 Der vom Anleger zu entrichtende Gesamtpreis entspricht dem 
Nennbetrag der von dem jeweiligen Anleger mittels der Investitions-
erklärung erworbenen Namensschuldverschreibung (sog. Erwerbs-
preis). Die Mindestzeichnungssumme soll 10.000 Euro betragen; 
höhere Zeichnungsbeträge müssen ohne Rest durch 1.000 teilbar 
sein. Ein Ausgabeaufschlag (Agio) wird nicht erhoben.

 Die wesentlichen steuerlichen Auswirkungen der erworbenen Na-
mensschuldverschreibung für den Anleger sind im Verkaufspros-
pekt im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“ auf Seite 152 ff. darge-
stellt. Zinszahlungen aus der Namenschuldverschreibung, die ein 
privater Anleger bezieht, stellen Kapitalerträge aus sonstigen Kapi-
talforderungen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG dar. Sie unterliegen auf 
Ebene des Anlegers einer Kapitalertragsteuer in Höhe von 25 Pro-
zent zuzüglich Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 Prozent darauf, 
also insgesamt 26,375 Prozent, und gegebenenfalls zuzüglich Kir-
chensteuer. Die Anleger haben die Zinseinkünfte aus der Namens-
schuldverschreibung in ihrer privaten Einkommensteuererklärung 
anzugeben. Die Zinseinkünfte unterliegen der Abgeltungsteuer. Die 
Abgeltungsteuer und ggf. Kirchensteuer auf die Kaitalerträge wird 
im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung erhoben. Die Emit-
tentin oder eine andere Person übernehmen nicht die Zahlung von 
Steuern für den Anleger.

7. Etwaige zusätzliche Kosten
 Im Rahmen seiner Investition können dem Anleger über den Er-

werbspreis der Namensschuldverschreibung hinaus folgende weite-
re Kosten im Zusammenhang mit den angebotenen Vermögensanla-
gen entstehen:

• Kosten im Rahmen der Überweisung des Erwerbspreises;
• Porto und Telekommunikationskosten;
• Bei Überweisung der Zins- und Rückzahlungen auf ein ausländi-

sches Bankkonto können durch Korrespondenzbanken und die 
Empfängerbank Gebühren entstehen, die durch den Anleger als 
Zahlungsempfänger zu tragen sind; dies gilt sowohl für die Zah-
lung auf ein Fremdwährungskonto als auch für Zahlungen auf ein 
Euro-Konto;

• Zinsen, Gebühren und etwaige Vorfälligkeitsentschädigungen bei 
Fremdfinanzierung der Vermögensanlage durch den Anleger  (von 
der abgeraten wird);

• Beratungskosten (z.B. Steuerberater, Finanzdienstleister, Rechts-
anwalt etc.);

• Kosten im Zusammenhang mit Einsprüchen gegen individuelle 
Steuerbescheide;

• Kosten im Zusammenhang mit Rechtsstreitigkeiten;
• Kosten für die Übertragung der Vermögensanlage, insbesondere 

die zusätzliche Übertragungsgebühr für die Buss Investor Services 
GmbH in Höhe von 125 Euro (zzgl. Umsatzsteuer);

• Etwaige Kosten bei der Veräußerung der Vermögensanlage im Zu-
sammenhang mit der Beauftragung eines Vermittlers oder eines 
Zweitmarktanbieters;

• Etwaige Kosten für einen Legitimationsnachweis.
  

Die Höhe der jeweiligen Kosten, mit Ausnahme der zusätzlichen 
Übertragungsgebühr für die Buss Investor Services GmbH in Höhe 
von 125 Euro (zzgl. Umsatzsteuer), sind zum Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung nicht bekannt und können deshalb nicht bestimmt 
werden. Darüber hinaus entstehen im Zusammenhang mit der an-
gebotenen Vermögensanlage keine weiteren Kosten, insbesondere 
keine solchen Kosten, die mit dem Erwerb, der Verwaltung und der 
Veräußerung der Vermögensanlagen verbunden sind.

8. Zahlung und Erfüllung
 Der Erwerbspreis für die gezeichnete Namensschuldverschreibung 

ist nach Annahme der Investitionserklärung durch die Emittentin in-
nerhalb von 17 Tagen nach Zahlungsaufforderung fällig und auf das 
in der Investitionserklärung angegebene Bankkonto unter Angabe 
der Vertragsnummer (Verwendungszweck) zu leisten (Eingang auf 
dem Konto der Emittentin maßgeblich). Jeder Anleger hat sicherzu-
stellen, dass die von ihm zu leistenden Zahlungen dem Konto der 
Emittentin ohne jegliche Abzüge, insbesondere ohne Überweisungs- 
und andere Bankgebühren, gutgeschrieben werden. Die Verzinsung 
der jeweiligen Namensschuldverschreibung beginnt einen Tag nach 
dem Tag, an dem die vollständige Einzahlung des Erwerbspreises auf 
dem Konto der Emittentin erfolgt ist, frühestens jedoch am 18. Ka-
lendertag nach Annahme der Investitionserklärung. Die Zinsen für 
die Namenschuldverschreibung werden nach der 30/360-Methode 
berechnet. 

 Die Emittentin zahlt die Zinsen jeweils spätestens 40 Kalendertage 
nach Ende eines jeden Kalenderquartals. Die Zahlung erfolgt erst-
mals für das Kalenderquartal, in dem der Anleger den Erwerbspreis 
vollständig an die Emittentin gezahlt hat und die Emittentin bzw. der 
von der Emittentin hierfür bevollmächtigten Dienstleister die Inves-
titionserklärung des Anlegers seit 17 Tagen angenommen hat. Eine 
Verzinsung der entstandenen Zinsbeträge erfolgt nicht (kein Zinses-
zins). Der Erwerbspreis ist – vorbehaltlich einer vorzeitigen Tilgung 
und vorbehaltlich der Nachrangregelung – 40 Kalendertage nach 
dem Ende der Laufzeit in einer Summe zusammen mit gegebenen-
falls noch ausstehenden Zinsen von der Emittentin auf das von dem 
Anleger zuletzt mitgeteilte Konto bargeldlos zur Rückzahlung fällig, 
ohne dass es einer gesonderten Kündigung bedarf. 

https://www.buss-capital-invest.de
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9. Widerrufs- und Rückgaberecht
 Dem Anleger steht ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. In Bezug auf 

bestehende Widerrufs- oder Rückgaberechte wird auf die diesen 
Verbraucherinformationen nachstehende Widerrufsbelehrung ver-
wiesen. 

10. Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen
 Die Informationen zur angebotenen Vermögensanlage verlieren 

nach der Bekanntgabe von Änderungen oder nach Beendigung der 
Zeichnungsphase ihre Gültigkeit. 

11. Hinweis auf spezielle Risiken der Finanzdienstleistung
 Namensschuldverschreibungen wie die vorliegende Vermögens-

anlage sind wegen ihrer spezifischen Merkmale mit speziellen Risi-
ken behaftet. Das maximale Risiko eines Anlegers besteht im Ver-
lust seines investierten Kapitals und der darüber hinaus gehenden 
Gefährdung seines weiteren Vermögens bis hin zur Privatinsolvenz 
des Anlegers aufgrund von Zahlungsverpflichtungen aus einem indi-
viduellen Kreditvertrag, aus Kosten im Zusammenhang mit Rechts-
streitigkeiten und/oder aus Steuerberatungskosten. 

 Bei dem Investitionsangebot handelt es sich um Namensschuldver-
schreibungen mit qualifiziertem Rangrücktritt und vorinsolvenz-
rechtlicher Durchsetzungssperre mit entsprechenden Risiken, ohne 
staatliche Kontrolle und ohne Einlagensicherung. Ein qualifizierter 
Rangrücktritt bedeutet, dass die Rückzahlung des von dem Anleger 
zur Verfügung gestellten Kapitals samt Zinsen und Nebenforderun-
gen ausgeschlossen ist, solange und soweit die Rückzahlung/Zah-
lung einen Grund für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf 
Ebene der Emittentin herbeiführen würde oder ein solcher Grund 
bereits besteht. Die Nachrangforderungen des Anlegers könnten 
auf unbeschränkte Dauer gar nicht, nicht in der vorgesehenen Höhe 
und/oder nicht zu dem beabsichtigten Zeitpunkt beglichen werden. 
Somit stellt das zur Verfügung gestellte Kapital des Anlegers kein ty-
pisches Darlehen mit einer unbedingten Rückzahlungsverpflichtung 
dar. Vielmehr stellt die Darlehensvergabe eine unternehmerische Be-
teiligung mit einer eigenkapitalähnlichen Haftungsfunktion dar. Der 
Anleger nimmt somit bewusst ein unternehmerisches Geschäftsrisiko 
auf, welches über das ohnehin bestehende allgemeine Insolvenzaus-
fallrisiko hinausgeht. Die mit der Vermögensanlage verbundenen 
wesentlichen Risken sind im Verkaufsprospekt im Kapitel „Wesent-
liche Risiken der Vermögensanlage“ auf Seite 34 ff. dargestellt. Vor 
der Entscheidung über den Erwerb der Vermögensanlage sollte der 
Anleger die Risikohinweise im Verkaufsprospekt zusammen mit den 
anderen im Verkaufsprospekt enthaltenen Informationen sorgfältig 
lesen und diese Risikohinweise bei seiner Anlageentscheidung be-
rücksichtigen.

12. Vertragliche Kündigungsbedingungen
 Da das Vertragsverhältnis mit der Emittentin nach Erreichen der 

Laufzeit und erfolgter Rückzahlung des Erwerbspreises und der 
noch ausstehenden Zinsen von selbst endet, ist eine Kündigung 
nach Ablauf der Laufzeit nicht erforderlich. Das Recht zur ordent-
lichen Kündigung der Namensschuldverschreibung durch den Anle-
ger ist ausgeschlossen. Es besteht jedoch ein außerordentliches Kün-
digungsrecht aus wichtigem Grund. Ein wichtiger Grund liegt für 
die Anleger insbesondere vor, sofern der Mittelverwendungskont-
rolleur die Anleger darüber informiert, dass die Emittentin die In-
vestitionskriterien nicht eingehalten hat. Vertragsstrafen sind nicht 
vorgesehen. Die Emittentin ist nach freiem Ermessen berechtigt, die 
Namensschuldverschreibung – ganz oder teilweise – gegenüber al-
len Anlegern im gleichen Verhältnis (d.h. im Verhältnis des jewei-
ligen Erwerbspreises zu der Summe aller Erwerbspreise) mit einer 
Kündigungsfrist von mindestens sechs Monaten jeweils zum Ablauf 
eines jeden Kalendermonats (Zugang der Kündigungserklärung ist 
für die Rechtzeitigkeit der Kündigungserklärung maßgeblich, wobei 
die Kündigungserklärung drei Tage nach deren Versendung als zuge-
gangen gilt) ordentlich zu kündigen, frühestens jedoch zum 30. No-
vember 2026. Eine Vorfälligkeitsentschädigung ist nicht zu entrich-

ten. Die Kündigung hat durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Anleger zu erfolgen.

13. Garantiefonds oder andere Entschädigungsregelungen
 In Bezug auf die Vermögensanlagen besteht kein Garantiefonds 

oder eine andere Entschädigungsregelung.

14. Anwendbares Recht und Gerichtsstand
 Die Investitionserklärung sowie die NSV-Bedingungen und die Na-

mensschuldverschreibungen unterliegen deutschem Recht. Auch vor 
Vertragsabschluss unterliegt die Aufnahme von Beziehungen zum 
Anleger dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Gerichtsstand 
für Streitigkeiten aus dem Investitionsvertrag ist – soweit gesetzlich 
zulässig – Hamburg. 

15. Sprache
 Vertragsbedingungen und sonstige Informationen für den Anleger 

werden auf Deutsch mitgeteilt. Auch während der Vertragslaufzeit 
findet die Kommunikation auf Deutsch statt.

16. Zugang des Verbrauchers zu außergerichtlichen Beschwerde- und 
Rechtsbehelfsverfahren

 Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuchs betreffend Fernabsatzverträge über Finanz-
dienstleistungen können sich die Anleger an die Schlichtungsstelle 
der Deutschen Bundesbank nach Maßgabe der jeweils gültigen Ver-
fahrensordnung wenden. Das Recht, die Gerichte anzurufen, bleibt 
hiervon unberührt. Die Kontaktdaten lauten: Deutsche Bundesbank 
Schlichtungsstelle, Postfach 100 602, 60006 Frankfurt/Main, Tele-
fon: 069 9566-3232, Fax: 069 709090-9901. Die Beschwerde ist 
schriftlich unter kurzer Schilderung des Sachverhalts und unter Bei-
fügung der zum Verständnis der Beschwerde erforderlichen Unter-
lagen zu erheben. Der Beschwerdeführer hat zu versichern, dass er 
in der Streitigkeit noch kein Gericht, keine Streitschlichtungsstelle 
und keine Gütestelle, die Streitbeilegung betreibt, angerufen und 
auch keinen außergerichtlichen Vergleich mit dem Beschwerdegeg-
ner abgeschlossen hat. Der Beschwerdeführer kann sich im Verfah-
ren vertreten lassen. Die Voraussetzungen für den Zugang und das 
Verfahren bestimmen sich nach der Schlichtungsstellenverfahrens-
verordnung.
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Widerrufsbelehrung – gilt nur bei Anlegern, die als Verbraucher i. S. d. § 13 BGB handeln

Abschnitt 1

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die 
Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Fax, E- Mail) 
erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauer-
haften Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Buss Container Finance 4 GmbH & Co. KG
c/o Buss Investor Services GmbH
Bei dem Neuen Krahn 2 · 20457 Hamburg 
Telefon: 040 3198-1770 · Fax: 040 3198-1719
E-Mail: info@buss-investor-services.de 

Abschnitt 2

Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Information:
Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:

1. die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öffentliche Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige 
Registernummer oder gleichwertige Kennung;

2. die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für seine Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde;

3. zur Anschrift
a. die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Unternehmer und dem Ver-

braucher maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;
b.  jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Verbraucher und einem Vertreter des Unternehmers oder einer anderen gewerb-

lich tätigen Person als dem Unternehmer, wenn der Verbraucher mit dieser Person geschäftlich zu tun hat, maßgeblich ist, bei juristischen Personen, 
Personenvereinigungen oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

4. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;

5.  den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle über den Unternehmer abgeführten Steuern 
oder, wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermöglicht;

6. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf mögliche weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt 
oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

7. den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgän-
ge mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen auf dem Finanzmarkt unterliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat, und 
dass in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für künftige Erträge sind;

8. eine Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere 
hinsichtlich des Preises;

9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

10. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Name und Anschrift desjenigen, 
gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im 
Fall des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde oder regelmäßig wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat;

12. die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen;

13. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags 
zugrunde legt;

14. eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

15. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Spra-
chen, in denen sich der Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

16. den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer unterworfen ist, nutzen kann, 
und gegebenenfalls dessen Zugangsvoraussetzungen.

Abschnitt 3
Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz 
für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung begonnen 
werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von Wertersatz, kann dies auch dazu führen, dass Sie die vertraglichen Zahlungs-
verpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von 
beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur 
Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklä-
rung, für uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung



Besondere Hinweise für Vermögensanlagen
Die nachfolgenden Informationen beziehen sich auf Investments nach 
dem Vermögensanlagegesetz (VermAnlG). Die besonderen Hinweise haben einen 
grundsätzlichen und zusammenfassenden Charakter, ohne auf Einzelsachverhalte 
einzugehen. Sie ersetzen nicht die ausführlichen Informationen über das konkrete 
Investment und die mit diesem zusammenhängenden wesentlichen Risiken. 

1. Was sind Vermögensanlagen?
Vermögensanlagen sind nach dem Kleinanlegerschutzgesetz die folgenden Anlageformen, 
sofern es sich dabei nicht um Wertpapiere, Investmentfondsanteile oder Einlagen im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWG handelt: Anteile, die eine Beteiligung am Ergebnis 
eines Unternehmens gewähren, Anteile an einem Vermögen, das der Emittent oder ein 
Dritter in eigenem Namen für fremde Rechnung hält oder verwaltet (Treuhandvermögen), 
partiarische Darlehen, Nachrangdarlehen, Genussrechte, Namensschuldverschreibungen 
und sonstige Anlagen, die einen Anspruch auf Verzinsung und Rückzahlung gewähren 
oder im Austausch für die zeitweise Überlassung von Geld einen vermögenswerten, auf 
Barausgleich gerichteten Anspruch vermitteln.

Anteile, die eine Beteiligung am Ergebnis eines Unternehmens gewähren sind alle 
Beteiligungen als (Direkt-) Kommanditist, GmbH-Gesellschafter, GbR-Gesellschafter, 
stiller (typisch und atypisch still) Gesellschafter, oHG-Gesellschafter, Beteiligter an einer 
Ltd., PLC, LLC, SE, EWiR, SA usw. Damit sind auch Anteile an geschlossenen Fonds in Form 
einer Kommanditgesellschaft erfasst. Unabhängig von der rechtlichen Struktur beinhalten 
solche Anteile ein Recht auf Zinsen, Dividenden, Gewinn etc.

Über Anteile an einem Vermögen, das der Emittent oder ein Dritter in eigenem Namen für 
fremde  Rechnung  hält  oder  verwaltet  (Treuhandvermögen),  sind  die  einzelnen 
Kommanditisten nicht direkt beteiligt, sondern ein Treuhandkommanditist hält diese Anteile. 
Aber auch jede andere Form von Treuhandlösung wird im § 1 Abs. 2 Nr. 2 VermAnlG erfasst.

Partiarische Darlehen sind solche, bei denen der Kapitalgeber einem Unternehmen ein 
Darlehen gewährt und neben einem festen Zins zusätzlich Anspruch auf einen Anteil am 
Gewinn hat.

Nachrangdarlehen sind Darlehen, die an die Bedingung geknüpft sind, dass die Rückzahlung 
erst nach Ablösung aller anderen Verbindlichkeiten, also nachrangig, erfolgt. Dabei handelt 
es sich im Grunde um eine quasi „unternehmerische Beteiligung“, da der Darlehensgeber 
nicht besichert ist und in vollem Umfang das unternehmerische Risiko mit trägt.

Genussrechte sind schuldrechtliche Kapitalüberlassungsverhältnisse. Mit Abschluss 
des Genussrechtsver trages verpf l ichtet sich der Genussrechtsinhaber, dem 
Genussrechtsemittenten das Genussrechtskapital zur Verfügung zu stellen. Im Gegenzug 
wird der Kapitalgeber am Unternehmen beteiligt und erhält dafür einen Zins und bestimmte 
zusätzliche Rechte, ohne jedoch Gesellschafter zu werden und ohne Gesellschafterrechte 
(wie z. B. das Stimmrecht) zu haben.

Namensschuldverschreibungen sind festverzinsliche Anleihen, die auf den Namen 
lauten. Nur der legitimierte Inhaber des Papiers und Gläubiger der hierin verbrieften 
Forderung kann den Anspruch aus einer Namensschuldverschreibung geltend machen. 
Nur durch ein Indossament (schriftlicher Übertragungsvermerk auf der Rückseite) können 
Namensschuldverschreibungen übertragen werden, sie besitzen damit eine nur sehr 
eingeschränkte Verkehrsfähigkeit.

Sonstige Anlagen sind alle anderen Anlageformen wie z. B. Mietkauf mit Rückkaufoption, 
Sachwertdarlehen etc. Hierunter soll nach Ansicht des Gesetzgebers alles fallen, bei dem 
– wirtschaftlich betrachtet – eine Geldüberlassung auf Zeit gegen Zinsen oder gegen eine 
andere Form einer „Vergütung“ für die zeitliche Überlassung erfolgt. Damit fallen auch alle 
Arten des „Sachkaufes“ mit jeglicher Form von Verzinsung und Rückzahlung/ Rückkauf etc. 
unter den Begriff  der Vermögensanlagen.

Nach § 6 VermAnlG muss ein Anbieter (Emittent, § 1 Abs. 3 VermAnlG), der im Inland 
Vermögensanlagen öff entlich anbietet, einen Verkaufsprospekt dafür erstellen, diesen 
von der BaFin billigen lassen, bei ihr hinterlegen und anschließend veröff entlichen.

2. Laufzeit
Vermögensanlagen müssen eine Laufzeit von mindestens 24 Monaten ab dem Zeitpunkt des 
erstmaligen Erwerbs sowie eine ordentliche Kündigungsfrist von mindestens sechs 
Monaten vorsehen. Die Mindestlaufzeit hat eine doppelte Schutzwirkung: Zum einen erhält 
der Anbieter der Vermögensanlage eine zeitlich begrenzte stabile Finanzierungsgrundlage. 
Zum anderen werden die Anlegerinnen und Anleger gewarnt, dass ihre Vermögensanlage 
eine unternehmerische Investition ist, die eine gewisse Dauer in Anspruch nimmt. Beide 
Parteien sollen den Umfang der Verzinsung und Rückzahlung im Hinblick auf die Anlageziele 
und Anlagepolitik überprüfen. 

Bei Vermögensanlagen, deren Anteile eine Beteiligung am Ergebnis eines Unternehmens 
gewähren sowie bei Treuhandvermögen, ist eine Kündigung nur zum Schluss eines 
Geschäftsjahres zulässig, sofern der Gesellschaftsvertrag oder die Anlagebedingungen 
nichts Abweichendes vorsehen. 

3. Risiken einer Vermögensanlage
Die Beteiligung an einer Vermögensanlage ist ein langfristiges Engagement. Das Ergebnis und 
der Erfolg des Investments hängen dabei von einer Vielzahl von Faktoren, z.B. von Markteinfl 
üssen ab. Die Art der Investition ist deshalb mit erheblichen Risiken verbunden und 
eignet sich nur für risikobewusste Anleger. Zudem sollte eine Investition nur im Rahmen einer 
Beimischung in ein Anlageportfolio erfolgen. Nachfolgend werden allgemeine mit einer 
Anlage verbundene Risiken aufgeführt, die nicht abschließend sind. Für weitere 
Informationen zu den Grundlagen, wirtschaftlichen Hintergründen, Chancen und Risiken 
wird auf die Angaben im Verkaufsprospekt der Vermögensanlage verwiesen. Folgende 
strukturelle Risiken müssen bei einer Beteiligung an einer Vermögensanlage in jedem Fall 
einkalkuliert werden:

1. Prognoserisiken
Vermögensanlagen sind im Regelfall als unternehmerische Beteiligungen 
konzipiert, an der sich Anleger langfristig beteiligen. Die wirtschaftliche Entwicklung 
der Vermögensanlage kann nicht über die gesamte Laufzeit vorhergesagt werden. 
Der Anbieter kann keine Garantie für eine plangemäße Entwicklung der 
Vermögensanlage geben. Der in Aussicht gestellte Ertrag ist nicht gewährleistet und 
kann auch niedriger ausfallen. Prognosen sind kein verlässlicher Indikator für die 
künftige Wertentwicklung einer Vermögensanlage.

2. Rechtsänderungsrisiko
Gesetze, die herrschende Rechtsprechung und/oder Vorschriften können 
sich während der Laufzeit der Vermögensanlage ändern. Es besteht 
das Risiko, dass der Emittent zusätzliche Kosten und Aufwendungen 
für die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben oder die Einschaltung 
von rechtlichen oder steuerlichen Beratern zu tragen hat.

3. Mangelnde Fungibilität
Für Anteile an Vermögensanlagen besteht kein der Wertpapierbörse 
vergleichbarer gesetzlich geregelter Zweitmarkt. Eine vorzeitige Veräußerung 
über den Zweitmarkt ist anders als bei Wertpapieren nur sehr eingeschränkt 
oder gar nicht möglich. Da auch eine vorzeitige Kündigung in der Regel 
nicht möglich ist, geht der Anleger eine langfristige Bindung ein.

4. Fremdfi nanzierungsrisiken
Die ohnehin bestehenden Verlustrisiken steigen erheblich, wenn 
die Beteiligung vom Anleger auf Kredit fremdfi nanziert wird. 
Aufgrund des mit einer Kreditaufnahme verbundenen Hebeleff ektes verstärken 
sich die negativen Auswirkungen einer wirtschaftlich 
ungünstigen Entwicklung der Beteiligung. Insbesondere von einer 
Kreditfi nanzierung einer Vermögensanlage ist daher abzuraten.

5. Totalverlustrisiko
Das Maximalrisiko des Anlegers besteht darin, dass der Anleger einen Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals (Zeichnungssumme inkl. Agio) einschließlich ggf. nicht 
ausgezahlter Gewinne, sowie eine Verminderung seines sonstigen Vermögens 
aufgrund einer Inanspruchnahme aus einer aufgenommenen persönlichen 
Anteilsfi nanzierung und/oder dem Ausgleich einer persönlichen 
Steuerbelastung nebst darauf anfallender Zinsen 
und/oder einer möglichen Inanspruchnahme aus persönlicher Haftung erleidet, 
was bis zu einer Privatinsolvenz des Anlegers führen kann.

Eine ausführliche Darstellung der vorgenannten sowie weiteren Risiken sind dem 
jeweiligen Verkaufsprospekt zu entnehmen, dessen sorgfältige Lektüre unbedingt 
empfohlen wird. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die wallstreet:online 
capital AG die Richtigkeit und Vollständigkeit der Prospektangaben, die Bonität des 
Kapitalsuchenden sowie die Plausibilität des Anlagekonzepts nicht überprüft hat.

4. Kosten einer Vermögensanlage
Mit dem Erwerb von Vermögensanlagen fallen Kosten an, z.B. für Management, Verwaltung, 
Vertrieb, Vermarktung, Prospekterstellung und -prüfung, rechtliche und steuerliche 
Beratung. Diese Kosten, welche direkt oder indirekt von Ihnen und anderen Anlegern zu 
tragen sind, beschränken das potenzielle Wachstum Ihrer Anlage. Einzelheiten hierzu, 
insbesondere die genaue Höhe und Aufteilung dieser Kosten, sind im separaten Dokument 
Kosteninformation dargestellt. Zudem besteht die Möglichkeit, dass im Zusammenhang mit der 
Investition für Sie weitere, individuelle Kosten und Steuerverbindlichkeiten entstehen. Sie 
sollten daher die Kostenstruktur der Vermögensanlage genau prüfen, bevor Sie sich für 
eine Investition in die Vermögensanlage entscheiden.

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 
Ein Service der Smartbroker AG



Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 

Grundsätze zur Vermeidung von Interessenkonflikten (Conflicts of Interest Policy)
Geldanlage ist Vertrauenssache. Das beginnt bei der Wahl Ihres persönlichen Betreuers oder Vermittlers und endet bei der Auswahl der Abwicklungsstelle 
für die gewünschte Finanzdienstleistung. Wie bei nahezu allen Geschäftsaktivitäten, d. h. auch in anderen Branchen und Unternehmen, kann nicht vollständig 
ausgeschlossen werden, dass Interessenkonflikte anzutreffen sind. Zwar sind alle beteiligten Personen um Objektivität bemüht, es können aber immer wieder unterschiedliche 
Interessenlagen aufeinander treffen. Das Geschäftsmodell der Smartbroker AG besteht in einem qualitativ hochwertigen Angebot von kostengünstigen 
Finanzdienstleistungen zur Abwicklung des Kaufs und Verkaufs von Finanzprodukten. Hierbei wendet sich die Smartbroker AG nur an gut informierte oder 
erfahrene Anleger und leitet lediglich Aufträge des Kunden an Fonds- und Produktanbieter weiter. Es handelt sich um eine beratungsfreie Dienstleistung. Die 
Smartbroker AG erbringt keine individuelle Anlageberatung und gibt insbesondere keine an den persönlichen Verhältnissen des Kunden ausgerichtete 
Anlageempfehlung ab. Sie als Kunde erwarten von uns einen angemessenen Umgang mit Interessenkonflikten. Dies entspricht auch unserem eigenen 
Anspruch an unsere Tätigkeit sowie unserem Verständnis von einer guten Kundenbeziehung. In Übereinstimmung mit den Vorgaben des 
Wertpapierhandelsgesetzes informieren wir Sie daher nachfolgend über unsere Vorkehrungen zum Umgang mit diesen Interessenkonflikten.
Ein Interessenkonflikt liegt vor, wenn die Erbringung der Wertpapierdienstleistung einen potentiellen Vorteil für die eine Seite und gleichzeitig einen potentiellen Nachteil für Sie 
als Kunden beinhaltet. Interessenkonflikte können in den Beziehungen zwischen dem Kunden und der Smartbroker AG, einem Mitarbeiter der 
Smartbroker AG bzw. dem Vermittler oder einem verbundenen Unternehmen auftreten.

Interessenkonflikte können sich insbesondere ergeben:

•  aus finanziellen und unternehmerischen Interessen unseres Instituts (Gewinnerzielungsabsicht)

• durch Eigengeschäfte unseres Instituts (nach Lizenzerweiterung)

•  bei Erhalt von Zuwendungen (z. B. Vertriebs- und Vertriebsfolgeprovisionen) von Dritten im Zusammenhang mit Wertpapierdienstleistungen oder sonstigen 
Anlagegeschäften, die wir für Sie erbringen sofern diese nicht an Sie ausgekehrt werden;

• bei Gewähr von Zuwendungen an unsere Mitarbeiter und Vermittler;

• durch erfolgsbezogene Vergütungen von unseren Mitarbeitern und Vermittlern;

• aus Beziehungen unseres Instituts mit Emittenten von Finanzinstrumenten oder sonstigen Kapitalanlagen;

• aus persönlichen Beziehungen unserer Mitarbeiter oder der Geschäftsleitung oder der mit diesen verbundenen Personen;

• bei der Mitwirkung der vorgenannten Personen in Aufsichts- oder Beiräten von Unternehmen oder

• durch Erlangung von Informationen, die nicht öffentlich bekannt sind.

Um möglichst zu vermeiden, dass sachfremde Interessen die Auftragsausführung beeinflussen, haben wir uns und unsere Mitarbeiter auf die Regeln des 
WpHG verpflichtet. Wir erwarten jederzeit Sorgfalt und Redlichkeit, rechtmäßiges und professionelles Verhalten und insbesondere immer die Beachtung des
Kundeninteresses. Eine Verringerung des Interessenkonfliktpotenzials folgt zudem aus dem Umstand, dass wir keine Anlageberatung erbringen und
unsere Mitarbeiter strengstens angehalten sind, sich auch nur subjektiven Bewertungen zu den über die Smartbroker AG erhältlichen Finanzinstrumenten 
zu entziehen. Bei der Smartbroker AG haben wir zudem organisatorische Verfahren zur Wahrung des Kundeninteresses und Regelungen über die
Annahme und Gewährung von Zuwendungen getroffen. Insbesondere ist in unserem Hause unter der direkten Verantwortung der Geschäftsleitung eine
unabhängige Compliance-Stelle eingerichtet, zu deren zentralen Aufgaben die Identifikation, die Vermeidung und das Management von
Interessenkonflikten zählen. Ferner wird seitens unserer Mitarbeiter sichergestellt, dass Ihre Aufträge zeitgerecht ausgeführt werden und
Mitarbeitergeschäfte im Rahmen der gesetzlichen Regelungen kontrolliert werden. Wir bei der Smartbroker AG sind der Überzeugung, dass durch unsere 
internen Abläufe sichergestellt wird, dass keine Benachteiligungen unserer Kunden entstehen. Im Einzelnen ergreifen wir unter anderem folgende 
Maßnahmen:

•  Schaffung organisatorischer Vorkehrungen zur Wahrung der Kundeninteressen z. B. Aufstellung interner Regelungen für persönliche Geschäfte, strenges 
Verbot des Vor-, Mit- oder Gegenlaufens zu Kundengeschäften

• Weiterleitung von Kundenaufträgen in der Reihenfolge ihres Eingangs an Dritte zum Zwecke der Ausführung

•  Regelungen über die Annahme und Gewährung von Zuwendungen sowie die Offenlegung von Existenz, Art und Umfang von Zuwendungen, soweit diese 
nicht an die Kunden ausgekehrt werden, vor Erbringung der Wertpapierdienstleistung

• Definition von Grundsätzen über die unverzügliche und redliche Ausführung bzw. Weiterleitung von Kundenaufträgen und Dokumentation der Arbeitsabläufe

•  Angemessenes, transparentes und auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtetes Vergütungssystem, welches keine Abhängigkeit von variablen
Vergütungsbestandteilen entstehen lässt und keine Anreize zur Eingehung hoher Risiken schafft, keine Erteilung von Vertriebsvorgaben

•  Errichtung eines mehrstufigen Produktfreigabeverfahrens unter Einbeziehung der Zielmarktbestimmung, mindestens jährliche Überprüfung der
angebotenen Finanzinstrumente

• Fortlaufende, mindestens jährliche Schulung aller Mitarbeiter zum Thema Kapitalmarkt-Compliance, Implementierung eines anonymen Hinweisgebersystems

Wir überprüfen unsere Maßnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten regelmäßig, ggf. werden wir unsere „Conflicts of Interest Policy“ überarbeiten 
und die geänderte Version veröffentlichen.

(Stand: August 2022, Änderungen vorbehalten)

Ein Service der Smartbroker AG



Informationen zum Unternehmen und den Dienstleistungen der Smartbroker AG 
sowie zu Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen

Stand: 11/2023

Wir freuen uns, dass Sie unser Angebot nutzen möchten. Bevor Sie im Fernabsatz (per 
Internet, Telefon, E-Mail, Fax oder Briefverkehr) mit uns Verträge abschließen, möchten wir 
Ihnen nachfolgend einige allgemeine Informationen zu unserem Unternehmen, 
unseren Dienstleistungen und zum Vertragsschluss im Fernabsatz geben.

1. Allgemeine Informationen zum Unternehmen 

a. Name und Anschrift des Unternehmens 
Smartbroker AG 
FondsDISCOUNT.de 
Ritterstraße 11 
10969 Berlin 
Telefon: 030 2757764-00 
Fax:  030 2757764-15 
E-Mail:  info@fondsdiscount.de 
Internet: www.fondsdiscount.de

Ust.-ID-Nr.: DE 158076703

b. Gesetzlich vertretungsberechtigter Vorstand
Thomas Soltau, Rene Krüger, Uwe Lüders

c. Aufsichtsrat
Daniel Berger, Silvia Gromoll, Roland Nicklaus

d. Eintragung im Handelsregister
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg 
Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin 
Registernummer: HRB 99126 B

e. Erlaubnis nach § 15 WpIG
Die Smartbroker AG ist ein von der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassenes Wertpapierinstitut 
und darf neben der Anlagevermittlung (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 WpIG) als 
Wertpapierdienstleistung die Abschlussvermittlung (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 WpIG) 
erbringen.

f. Zuständige Aufsichtsbehörde
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bereich 
Wertpapieraufsicht 
Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt am Main 
Internet: www.bafin.de

2. Rechtsordnung/Gerichtsstand
Für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung gilt deutsches 
Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtsstandsklausel.

3. Kommunikations- und Vertragssprache
Maßgebliche Sprache für das Vertragsverhältnis und die Kommunikation mit 
dem Kunden ist Deutsch. Ebenso werden die gesetzlichen Pflichtinformationen 
und die Widerrufsbelehrung ausschließlich in deutscher Sprache bereitgestellt.

4. Kommunikationsmittel/Aufträge
Die Kommunikation mit dem Kunden kann grundsätzlich schriftlich, per 
E-Mail, per Fax und telefonisch erfolgen. Aufträge kann der Kunde schriftlich/per 
Fax erteilen. Sofern die Smartbroker AG bei der Auftragserteilung über eines der 
genannten Kommunikationsmittel nicht erreichbar sein sollte, ist der Kunde 
verpflichtet, auf ein anderes Kommunikationsmittel auszuweichen.

5. Kundeneinstufung
Die Smartbroker AG stuft alle Kunden grundsätzlich als Privatkunden ein und wird 
damit alle dem Schutz des Kunden dienenden Vorschriften, insbesondere die des 
Wertpapierhandelsgesetzes, beachten. Eine Heraufstufung zum professionellen 
Kunden oder zur geeigneten Gegenpartei erfolgt lediglich 
auf Antrag des Kunden und auch nur dann, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen hierfür vorliegen. Eine Heraufstufung hat jedoch eine 
Verringerung des Anlegerschutzniveaus für den Kunden zur Folge. Der Kunde hat 
daher das Recht, sich jederzeit wieder zum Privatkunden herabstufen zu lassen. 

6. Aufzeichnung von elektronischer Kommunikation 
Als Wertpapierdienstleistungsunternehmen ist die Smartbroker AG 
gesetzlich verpflichtet, Telefongespräche und elektronische Kommunikation 
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen werden 5 Jahre bzw. – bei entsprechender 
Anweisung der Finanzaufsicht – 7 Jahre gespeichert und stehen in diesem 
Zeitraum auf Nachfrage zur Verfügung.

7. Wichtige Risikohinweise 
Anlagegeschäfte sind spezifischen Risiken, welche je nach Art des 
Finanzinstruments variieren. Der Wert eines Finanzinstruments unterliegt 
Schwankungen, auf welche die Smartbroker AG keinen Einfluss hat. In der 
Vergangenheit erwirtschaftete Erträge sind kein Indikator für zukünftige Erträge 
oder Wertsteigerungen. Weitere Einzelheiten sind den Verkaufsunterlagen des 
jeweiligen Finanzinstruments zu entnehmen.

8. Ausführungsplätze
Die Smartbroker AG führt selbst keine Wertpapieraufträge durch, sondern leitet 
solche Aufträge an die Depotbank weiter. Die Ausführungsplätze sind daher bei der 
betroffenen Depotbank zu erfragen. Aufträge, die sich auf andere Anlagen als 
Wertpapiere beziehen (z.B. geschlossene Fonds, Direktinvestments), werden 
von der Smartbroker AG direkt an den Anlageanbieter weitergeleitet.

9. Wesentliche Merkmale der erbrachten Dienstleistungen
Die Smartbroker AG vermittelt als Discount-Broker Anlagegeschäfte 
und Wertpapierdepots. Es handelt sich um eine beratungsfreie 
Finanzdienstleistung, welche sich auf die Weiterleitung von Anlageaufträgen 
oder Depoteröffnungsanträgen aufgrund eines hierfür geschlossenen 
Vermittlungsvertrages beschränkt. Demgegenüber erfolgt weder eine 
individuelle Aufklärung zu einzelnen Anlagen noch eine Prüfung, ob diese für 
den Kunden geeignet sind. 

10. Entgelte und sonstige Kosten 
Die Smartbroker AG stellt dem Kunden in der Regel kein gesondertes Entgelt für 
erbrachte Dienstleistungen in Rechnung. 
Gleichwohl ist zu beachten, dass mit der Investition in Finanzinstrumente Kosten 
verbunden sind. Einzelheiten hierzu sind den Verkaufsunterlagen und den 
gesonderten Kosteninformationen zu dem jeweiligen Finanzinstrument zu 
entnehmen.

11. Zusätzliche Telekommunikationskosten 
Eigene Kosten (z.B. für Telefongespräche) hat der Kunde selbst zu tragen. Darüber 
hinaus fallen keine zusätzlichen Telekommunikationskosten an.

12. Informationen über das Zustandekommen des Vermittlungsvertrages 
Der Kunde gibt gegenüber der Smartbroker AG ein ihn bindendes Angebot 
auf Abschluss des Vermittlungsvertrages ab, indem er den unterzeichneten 
Antrag auf Abschluss des beabsichtigen Anlagegeschäfts oder des Depots an die 
Smartbroker AG übermittelt. Der Vermittlungsvertrag kommt zustande, wenn 
die Smartbroker AG das Angebot des Kunden durch gesonderte 
Annahmebestätigung oder durch Weiterleitung des Antrags auf Abschluss 
des beabsichtigten Anlagegeschäfts/Depots an den Anlageanbieter bzw. 
die Depotbank annimmt. Für den Vermittlungsvertrag steht dem Kunden 
ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. Einzelheiten sind der nachstehenden 
Widerrufsbelehrung zu entnehmen.

Einlagensicherung
Die Smartbroker AG ist nicht berechtigt, sich Besitz oder Eigentum an Geld oder 
Wertpapieren oder anderen Vermögensgegenständen des Kunden zu verschaffen. Sollte 
die Smartbroker AG bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen entgegen gesetzlicher 
Vorschriften Gelder oder Wertpapiere entgegennehmen und dann nicht mehr in der 
Lage sein, die Gelder oder Wertpapiere an den Kunden zurückzugeben, sind die Gelder 
oder Wertpapiere nach folgenden Maßgaben des Anlegerentschädigungsgesetzes 
(AnlEntG) gesichert: Die Smartbroker AG gehört der Entschädigungseinrichtung der 
Wertpapierhandelsunternehmen (EdW), Charlottenstraße 33/33 a, 10117 Berlin, 
einem bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau eingerichteten, nicht rechtsfähigen 
Sondervermögen des Bundes, an.
Der Entschädigungsanspruch des Kunden richtet sich nach Höhe und Umfang 
seiner Einlagen oder der ihm gegenüber bestehenden Verbindlichkeiten 
aus Wertpapiergeschäften bei Eintritt des Entschädigungsfalles unter 
Berücksichtigung etwaiger Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte der 
Smartbroker AG. Der Entschädigungsanspruch besteht nur, soweit Einlagen oder 
Gelder auf die Währung eines EU-Mitgliedstaates oder auf Euro laufen. Weitere 
Ausnahmen sind in § 4 AnlEntG geregelt. Der Entschädigungsanspruch ist pro 
Gläubiger (Kunde) der Höhe nach auf 90 vom Hundert (90 Prozent) der Einlagen 
und den Gegenwert von 20.000 Euro sowie 90 vom Hundert (90 Prozent) der 
Verbindlichkeiten aus Wertpapiergeschäften und den Gegenwert von 20.000 Euro 
begrenzt. Bei der Berechnung der Höhe des Entschädigungsanspruches sind der 
Betrag der Einlagen und Gelder und der Marktwert der Finanzinstrumente bei Eintritt 
des Entschädigungsfalles zugrunde zu legen. Der Entschädigungsanspruch 
umfasst auch die bis zu seiner Erfüllung entstandenen Zinsansprüche im Rahmen 
der genannten Obergrenze des Entschädigungsanspruchs. Die Obergrenze bezieht sich 
auf die Gesamtforderung des Kunden gegen die Smartbroker AG, unabhängig von der 
Zahl der Konten, der Währung und dem Ort, an dem die Konten geführt oder die 
Finanzinstrumente verwahrt werden. Bei Gemeinschaftskonten ist für die Obergrenze 
der jeweilige Anteil des einzelnen Kontoinhabers maßgeblich. Fehlen besondere 
Bestimmungen, so werden die Einlagen, Gelder oder Finanzinstrumente zu gleichen 
Teilen den Kontoinhabern zugerechnet. Hat der Kunde für Rechnung eines 
Dritten gehandelt, ist für die Obergrenze auf den Dritten abzustellen. Die 
Entschädigung kann in Euro geleistet werden. Die Entschädigung nach dem AnlEntG 
deckt keine Ansprüche auf Schadenersatz wegen Beratungsverschulden, mangelnder 
Aufklärung, weisungswidriger Auftragsausführung, Fehl- oder Falschinformation und 
sonstiger Vertragsverletzungen.

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 
Ein Service der Smartbroker AG



Abschnitt 1  
Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach 
Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 
aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, 
E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger 
erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Smartbroker AG 
Ritterstraße 11 
10969 Berlin 
Telefax: 030 2757764-15 
Email: info@fondsdiscount.de

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:

1. die Identität  des Unternehmers;  anzugeben ist  auch das öf  fentl iche 
Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die 
zugehörige Registernummer oder gleichwertige Kennung;

2. die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für seine Zulassung 
zuständige Aufsichtsbehörde;

3. zur Anschrift
die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede andere Anschrift, die für die 
Geschäftsbeziehung zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher 
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder 
Personengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

4. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informationen darüber, 
wie der Vertrag zustande kommt;

5. den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller damit verbundenen 
Preisbestandteile sowie alle über den Unternehmer abgeführten Steuern oder, 
wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, 
die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermöglicht;

6. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf mögliche 
weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von 
ihm in Rechnung gestellt werden;

7. den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, 
die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge 
mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen auf dem 
Finanzmarkt unterliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat, und dass in der 
Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für künftige Erträge sind;

8. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

9. alle spezifischen zusätzlichen Kosten, die der Verbraucher für die Benutzung des 
Fernkommunikationsmittels zu tragen hat, wenn solche zusätzlichen Kosten durch 
den Unternehmer in Rechnung gestellt werden;

10. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, 
Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber 
dem der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich 
Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall des Widerrufs für die 
erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet 
ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde oder regelmäßig 
wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat;

12. die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen;

13. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unternehmer der 
Aufnahme von Beziehungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags 
zugrunde legt;

14. eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das 
zuständige Gericht;

15. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser Widerrufsbelehrung 
genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen 
sich der Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

16. den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Beschwerde- und
Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer unterworfen ist, nutzen kann, 
und gegebenenfalls dessen Zugangsvoraussetzungen;

Abschnitt 3 
Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen 
zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf 
erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer 
Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich 
zugestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der 
Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen 
müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten 
auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen 
müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der 
Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung

Widerrufsbelehrung

Stand: 11/2023

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 
Ein Service der Smartbroker AG
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Hiermit widerrufe(n) ich/wir* den von mir/uns* abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgenden Waren*/die Er-
bringung der folgenden Dienstleistung*: 

Bestellt am*/erhalten am*

Name des/der Verbraucher(s)

Anschrift des/der Verbraucher(s)

 
Datum  Unterschrift des/der Verbraucher(s)

Buss Container Finance 4 GmbH & Co. KG

c/o Buss Investor Services GmbH
Bei dem Neuen Krahn 2 
20457 Hamburg

Fax:  040 3198-1719
E-Mail:  info@buss-investor-services.de

* Unzutreffendes bitte streichen.

Widerrufsformular
(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden es uns zurück.)

Per Post an: Per Fax oder E-Mail an:


	Widerruf: 
	Bestellt am: 
	Name der/des Verbrauchers: 
	Anschrift der/des Verbrauchers: 
	Datum Widerruf: 


